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Betrifft 

Interoperabilitätsgesetz Hochgeschwindigkeitsbahnsystem 

Datum 

12. Juni 2mn 

D· NÖ L d . h t"h S'tz 1 2. Juni 20D1 b hl le an esreglerung a In I rer I ung vom... ....... .... ... ... ........... esc ossen, zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die Interoperabilität des transeuropäischen Hochge­

schwindigkeitsbahnsystems (rnteroperabilitätsgesetz Hochgeschwindigkeitsbahnsystem -

IG-HGBS) wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Grundsätzlich wird der Entwurf, da er Zuständigkeiten des Bundes gemäß Art 10 

Abs 1 Z 9 B-VG (Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen) und in diesem Bereich 

lediglich von der Europäischen Gemeinschaft vorgegebenen technische Spezifika­

tionen für Hochgeschwindigkeitsbahnen umsetzt, zur Kenntnis genommen. 

2. Allerdings darf der Entwurf nicht zur Folge haben, dass sinnvolle Alternativen zum 
t 

Semmering-Basistunnel generell unmöglich gemacht werden. 

So versteht der Entwurf in Umsetzung der RL 96148/EG unter einem Teil des Hochge­

schwindigkeitsbahnsystems auch Hauptbahnen, "die auf Grund der sich aus der Topo­

graphie, der Oberflächengestaltung oder der städtischen Umgebung ergebenden Not­

wendigkeiten von spezifischer Beschaffenheit sind und auf denen die Geschwindigkeit 

der Hochgeschwindigkeitszüge im Einzelfall festgelegt werden muss" (§ 3 Z. 2 lit. b). 
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Abschließend wird darauf hingewiesen, dass dem Land Niederösterreich durch die 

vorgesehene Übertragung von Vollzugsaufgaben (§ 9 Abs. 5: anlassbezogene Miss­

brauchsaufsicht, § 18 Abs. 1: Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren) Mehrbe­

lastungen erwachsen. 

Die NÖ Landesregierung verlangt daher eine Abgeltung dieser Mehraufwendungen 

durch den Bund. 

Dem Präsidium des Nationalrates werden u.e. 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme 

übermittelt. 

NÖ Landesregierung 

Dr. Pr ö 11 

Landeshauptmann 
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LAD1-VD-88541 

1. An das Präsidium des Nationalrates (25-fach) 

2. an das Präsidium des Bundesrates 

3. an alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder 

des Bundesrates 

4. an alle Ämter der Landesregierungen 

(zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 

5. an die Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

7. an den Landtag von Niederösterreich 

(zu Handen des Herrn Präsidenten) 

zur gefälligen Kenntnisnahme 

Für die Richtigkeit d.9 
NÖ Landesregierung 

Dr. Pröll 

Landeshauptmann 
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